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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechte am Festlandsockel 

— Drucksache IV/2341 — 


A. Bericht des Abgeordneten Marquardt 


I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde in 
der 131. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12. Juni 1964 an den Ausschuß für Inneres als feder- 
führenden Ausschuß und an den Wirtschaftsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der federfüh- I 
rende Ausschuß und der Wirtschaftsausschuß haben 
den Entwurf in ihren Sitzungen am 15. und 16. Juni 
1964 beraten. 

Der Ausschuß für Inneres stimmt der Auffassung 
der Bundesregierung zu, daß eine alsbaldige gesetz- 
liche Regelung der Rechte am Festlandsockel in der 
von der Bundesregierung angestrebten vorläufigen 
Form unerläßlich ist, um die der Bundesrepublik 
insoweit zustehenden Hoheitsrechte zu sichern und 
die Durchführung volkswirtschaftlich bedeutsamer 
Aufsuchungs- und Gewinnungsarbeiten im Bereich 
des Festlandsockels zu ermöglichen. Eine endgültige ' 
gesetzliche Regelung dieser Materie ist auch nach | 
Auffassung des Ausschusses vor allem wegen der 
hier zu lösenden schwierigen verfassungsrechtlichen 
Probleme aus dem Bund-Länder-Verhältnis und der 
zur Zeit noch ungeklärten Fragen der Abgrenzung 
des deutschen Anteils am Festlandsockel in dieser 
Wahlperiode nicht mehr möglich. Der Ausschuß für 
Inneres ist jedoch der Auffassung, daß die Bundes- 
regierung die endgültige gesetzliche Regelung so 
bald wie möglich durch Vorlage eines Zustimmungs- 
gesetzes zur Genfer Festlandsockel-Konvention und 
durch die Klärung der aufgezeigten rechtlichen und 
tatsächlichen Fragen vorbereiten sollte. Dabei sollte 
die Bundesregierung bei der Klärung des Bund- 
Länder-Verhältnisses besonderen Wert darauf legen, 
daß ein das gesamtwirtschaftliche Interesse sichern- 
der Einfluß des Bundes bei der Vergabe von Kon- 


zessionen für die Erforschung und Ausbeutung des 
Festlandsockels gewährleistet ist. — Der Ausschuß 
war der Ansicht, daß diesen Empfehlungen durch 
eine entsprechende Entschließung Nachdruck gege- 
ben werden soll. 

11 . 

Im einzelnen hatte die Beratung folgendes Ergeb- 
nis: 

1. Der Ausschuß für Inneres ist hinsichtlich der 
Eingangsworte dem Vorschlag des Bundesrates 
gefolgt. 

2. Dem Vorschlag des Bundesrates, in § 2 Abs. 5 
Satz 4 den letzten Halbsatz zu streichen, ver- 
mochte der Ausschuß dagegen nicht zuzustim- 
men. Er ist vielmehr der Auffassung, daß der 
Regierungsentwurf insoweit aufrechterhalten 
bleiben sollte, um jede Präjudizierung des Bund- 
Länder-Verhältnisses zu vermeiden. 

3. Der Ausschuß hat beschlossen, in § 6 Satz 1 die 
Worte „oder ist den Umständen nach anzuneh- 
men, daß ihre Zwangsmittel zu seiner Vollzie- 
hung nicht ausreichen" zu streichen. Der Aus- 
schuß war der Ansicht, daß die Seestreitkräfte 
der Bundeswehr die Vollziehung der Verwal- 
tungsakte nur dann übernehmen, wenn Voll- 
zugsbeamte des Bundes die Vollziehung vergeb- 
lich versucht haben. 

4. Der Ausschuß beschloß, und zwar zur Klarstel- 
lung, den § 12 durch den Halbsatz zuständiges 
Amtsgericht ist das Amtsgericht Hamburg" zu 
ergänzen. 
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5. Der Ausschuß hat sich ferner dafür ausgespro- 
chen, § 16 Satz 2 als Absatz 2 zu verselbständi- 
gen. Dies bedingt eine redaktionelle Änderung 
des § 2 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Satz 4. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat emp- 
fohlen, den Entwurf mit der Entschließung anzuneh- 
men. 


Bonn, den 16. Juni 1964 


Marquardt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2341 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Die Buindesregierung wird ersucht, so bald wie 
möglich 

a) dem Deutschen Bundestag den Entwurf eines 
Zustimmungsgesetzes zu dem in Genf am 
29. April 1958 Unterzeichneten Übereinkom- 
men über den Festlandsockel vorzulegen, 


b) auf eine den Interessen der Bundesrepublik 
Rechnung tragende Regelung der Abgrenzung 
ihres Anteiles am Festlandsockel der Nord- 
see gegenüber den übrigen Anliegerstaaten 
hinzuwirken, 

c) die im vorliegenden Gesetzentwurf offenge- 
bliebene Frage des Bund-Länder-Verhältnis- 
ses in bezug auf den Festlandsockel zu lösen, 
insbesondere geeignete Schritte zu unterneh- 
men, um einen das gesamtwirtschaftliche In- 
teresse sichernden Einfluß des Bundes bei der 
Vergabe von Konzessionen für die Erforschung 
und Ausbeutung des Festlandsockels zu ge- 
währleisten. 


Bonn, den 16. Juni 1964 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt-V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Marquardt 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechte am Festlandsockel 

— Drucksache lV/2341 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedeis 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Rechte 
am Festlandsockel 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Die Aufsuchung von Bodenschätzen des deutschen 
Festlandsockels im Sinne der Proklamation der Bun- 
desregierung vom 20. Januar 1964 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 104), die Gewinnung solcher Bodenschätze 
und jede mit Bezug auf den Festlandsockel an Ort 
und Stelle vorgenommene Forschungshandlung sind 
verboten, soweit sie nicht nach § 2 vorläufig erlaubt 
werden. 

§ 2 

(1) Die in § 1 bezeichneten Handlungen können 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 auf Antrag vor- 
läufig erlaubt werden. 

(2) Bis zur endgültigen Regelung der Zuständig- 
keiten wird die Erlaubnis 

1. in bergtechnischer und bergwirtschaftlicher 
Hinsicht vom Oberbergamt in Clausthal- 
Zellerfeld, 

2. hinsichtlich der Ordnung der Nutzung 
und Benutzung der Gewässer und des 
Luftraumes über dem Festlandsockel vom 
Deutschen Hydrographischen Institut 

erteilt. Forschungshandlungen, die ihrer Art nach 
zur Aufsuchung von Bodenschätzen offensichtlich un- 
geeignet sind, bedürfen nur einer Erlaubnis nach 
Satz 1 Nr. 2; im übrigen darf diese Erlaubnis nur 
erteilt werden, wenn die Erlaubnis nach Satz 1 Nr. 1 
vorliegt. 


Entwurf eines Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Rechte 
am Festlandsockel 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates unter Einhaltung der Vorschrift des Arti- 
kels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

(1) unverändert 


(2) un V e r ä n d e r t 
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Entwurf 

(3) Die Erlaubnis kann von Bedingungen ab- 
hängig gemacht sowie mit Auflagen und Widerrufs- 
vorbehalten verbunden werden; auch nachträgliche 
Auflagen sind zulässig. Die Erlaubnis ist auf läng- 
stens drei Jahre zu befristen und kann, sofern bei 
Ablauf der Frist das in § 16 Satz 2 bezeichnete Ge- 
setz noch nicht in Kraft getreten ist, bis zu einer 
Gesamtdauer von fünf Jahren verlängert werden. 
Ein Rechtsanspruch auf Erteilung oder Verlängerung 
der Erlaubnis besteht nicht. 

(4) Bedingungen und Auflagen einer nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nr. 1 erteilten Erlaubnis müssen inhalt- 
lich mindestens den im Land Niedersachsen gelten- 
den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten 
Titels und des Zweiten Abschnitts des Neunten 
Titels des Allgemeinen Berggesetzes für die Preußi- 
schen Staaten vom 24. Juni 1865 (Gesetzessammlung 
S. 705) und der auf Grund seines § 197 erlassenen 
Verordnungen genügen. 

(5) Die Erteilung einer Erlaubnis zur Gewinnung 
von Bodenschätzen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 kann 
von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht 
werden. Die Höhe des Entgelts bemißt sich nach dem 
Förderzins, der an dem dem Ort der Gewinnung 
nächstgelegenen Punkte des deutschen Küstenge- 
wässers herkömmlich zu zahlen wäre. Von der Mög- 
lichkeit des Satzes 1 ist Gebrauch zu machen, wenn 
andernfalls die Wettbewerbslage der in den deut- 
schen Küstengewässern fördernden Unternehmen 
wesentlich beeinträchtigt würde. Das Entgelt ist an 
das Oberbergamt in Clausthal-Zellerfeld zu ent- 
richten; an wen das Oberbergamt vereinnahmte 
Entgelte abzuführen hat, regelt das in § 16 Satz 2 
vorgesehene Gesetz. 

§ 3 

(1) Wird im Bereich des deutschen Festland- 
sockels unbefugt eine der in § 1 bezeichneten Hand- 
lung vorgenommen, so ordnet das Deutsche Hydro- 
graphische Institut nach Anhörung des Oberberg- 
amts in Clausthal-Zellerfeld ihre Unterlassung an. 
Sind bereits Anlagen oder Vorrichtungen vorhan- 
den, die der Vornahme einer solchen Handlung 
dienen, so ist zugleich die Beseitigung der Anlagen 
und Vorrichtungen anzuordnen. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Anordnungen nach Absatz 1 Satz 1 haben keine auf- 
schiebende Wirkung. 

§ 4 

(1) Im Bereich des deutschen Festlandsockels 
überwachen die in § 6 Nr. 1, 2 und 4 des Gesetzes 
über die Ausübung unmittelbaren Zwanges bei Aus- 
übung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des 
Bundes vom 10. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 165) 
bezeichneten Vollzugsbeamten, daß 

1. dem Verbote des § 1 nicht zuwidergehan- 
delt wird, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Die Erlaubnis kann von Bedingungen ab- 
hängig gemacht sowie mit Auflagen und Widerrufs- 
vorbehalten verbunden werden; auch nachträgliche 
Auflagen sind zulässig. Die Erlaubnis ist auf läng- 
stens drei Jahre zu befristen und kann, sofern bei 
Ablauf der Frist das in § 16 Abs. 2 bezeichnete Ge- 
setz noch nicht in Kraft getreten ist, bis zu einer 
Gesamtdauer von fünf Jahren verlängert werden. 
Ein Rechtsanspruch auf Erteilung oder Verlängerung 
der Erlaubnis besteht nicht. 

(4) unverändert 


(5) Die Erteilung einer Erlaubnis zur Gewinnung 
von Bodenschätzen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 kann 
von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht 
werden. Die Höhe des Entgelts bemißt sich nach dem 
Förderzins, der an dem dem Ort der Gewinnung 
nächstgelegenen Punkte des deutschen Küstenge- 
wässers herkömmlich zu zahlen wäre. Von der Mög- 
lichkeit des Satzes 1 ist Gebrauch zu machen, wenn 
andernfalls die Wettbewerbslage der in den deut- 
schen Küstengewässern fördernden Unternehmen 
wesentlich beeinträchtigt würde. Das Entgelt ist an 
das Oberbergamt in Clausthal-Zellerfeld zu ent- 
richten; an wen das Oberbergamt vereinnahmte 
Entgelte abzuführen hat, regelt das in § 16 Abs. 2 
vorgesehene Gesetz. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 
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2, Bedingungen und Auflagen nach § 2 Abs. 3 
erfüllt werden und 

3. nach § 3 Abs. 1 erlassene Anordnungen 
durchgeführt werden. 

(2) Zur Durchführung der ihnen nach Absatz 1 
obliegenden Aufgaben sind die Vollzugsbeamten 
des Bundes befugt, Anlagen und Vorrichtungen, die 
zur Vornahme einer in § 1 bezeichneten Handlung 
geeignet sind, sowie Wasserfahrzeuge, die der Un- 
terhaltung oder dem Betriebe derartiger Anlagen 
und Vorrichtungen oder unmittelbar der Vornahme 
der bezeichneten Handlung dienen, zu betreten und 
zu untersuchen. Zur Überwachung der Erfüllung von 
Bedingungen und Auflagen einer vom Oberbergamt 
in Clausthal-Zellerfeld erteilten Erlaubnis haben 
auch dessen Beauftragte die Befugnisse nach Satz 1. 
Personen, die die tatsächliche Gewalt über die An- 
lagen, Vorrichtungen oder Wasserfahrzeuge aus- 
üben, haben den in Satz 1 und 2 bezeichneten Be- 
amten und Beauftragten die Ausübung ihrer Befug- 
nisse sowie das Verlassen der Anlagen, Vorrichtun- 
gen und Wasserfahrzeuge zu ermöglichen. 


§ 5 

Die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver- 
waltungsakte werden auch im Bereich des deutschen 
Festlandsockels nach dem Verwaltungsvollstrek- 
kungsgesetz vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 157) in der Fassung des Gesetzes vom 12. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 429) und dem Gesetz über 
den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher 
Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes voll- 
zogen. Der unmittelbare Zwang wird von den in § 4 
Abs. 1 bezeichneten Vollzugsbeamten des Bundes 
angewandt. 

§ 6 

Haben Vollzugsbeamte des Bundes die Voll- 
ziehung eines auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verwaltungsaktes vergeblich versucht oder ist den 
Umständen nach anzunehmen, daß ihre Zwangs- 
mittel zu seiner Vollziehung nicht ausreichen, so 
übernimmt die vom Bundesminister der Verteidi- 
gung bestimmte Kommandostelle der Seestreitkräfte 
der Bundeswehr auf Ersuchen der nach § 3 Abs. 1 
zuständigen Behörde die Vollziehung des Verwal- 
tungsaktes. Die Angehörigen der Bundeswehr, denen 
die Kommandostelle die Vollziehung übertragen hat, 
sind befugt, zur Durchführung dieser Aufgabe un- 
mittelbaren Zwang nach Maßgabe des in § 4 Abs. 1 
bezeichneten Gesetzes anzuwenden. 


§ 7 

(1) Wer vorsätzlich einer vollziehbaren Anord- 
nung nach § 3 Abs. 1 zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldstrafe 
bis zu 100 000 Deutsche Mark oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Der Versuch ist strafbar. 


Beschlüsse d e is 6. Ausschusses 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

Haben Vollzugsbeamte des Bundes die Voll- 
ziehung eines auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Verwaltungsaktes vergeblich versucht, so übernimmt 
die vom Bundesministerder Verteidigung bestimmte 
Kommandostelle der Seestreitkräfte der Bundeswehr 
auf Ersuchen der nach § 3 Abs, 1 zuständigen Be- 
hörde die Vollziehung des Verwaltungsaktes, Die 
Angehörigen der Bundeswehr, denen die Kom- 
mandostelle die Vollziehung übertragen hat, sind 
befugt, zur Durchführung dieser Aufgabe unmittel- 
baren Zwang nach Maßgabe des in § 4 Abs. 1 be- 
zeichneten Gesetzes anzuwenden. 

§ 7 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 
wer vorsätzlich im Zusammenhang mit einer Hand- 
lung nach § 1 die See durdi öl verschmutzt. Wer die 
Tat fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 8 

(1) Die Strafvorschriften des § 7 gelten audi für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs, als vertretungsberechtigter Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder eines Teiles des Betriebes eines an- 
deren beauftragt ist. 

§ 9 

Werden Taten nach § 7 nicht im Inland begangen, 
so gilt das deutsche Strafrecht unabhängig vom 
Recht des Tatortes. 

§ 10 

Im Bereich des deutschen Festlandsockels haben 
die in § 4 Abs. 1 bezeichneten Vollzugsbeamten des 
Bundes strafbare Handlungen nach § 7 zu erforschen 
und alle keinen Aufschub gestattenden Anordnun- 
gen zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu 
verhüten; den Beamten stehen die Rechte und Pflich- 
ten der Polizeibeamten nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung zu; sie sind insoweit Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltschaft. 

§ 11 

Die im Bereich des deutschen Festlandsockels nach 
§§ 3 bis 6 und 10 bestehenden Befugnisse erstrecken 
sich auch auf die Gewässer und den Luftraum über 
dem Festlandsockel. 

§ 12 

Ist für eine nach § 7 strafbare Handlung ein 
Gerichtsstand nach §§ 7 bis 10, 13, 98 Abs. 2 Satz 3, 
§ 128 Abs. 1, § 162 Abs. 1 oder § 165 der Straf- 
prozeßordnung oder § 157 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
begründet, so ist Hamburg Gerichtsstand. 


§ 13 

Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland über die Unver- 
letzlichkeit der Wohnung wird nach Maßgabe des 
§ 4 Abs. 2 dieses Gesetzes eingeschränkt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


§ 12 

Ist für eine nach § 7 strafbare Handlung ein 
Gerichtsstand nach §§ 7 bis 10, 13, 98 Abs. 2 Satz 3, 
§ 128 Abs. 1, § 162 Abs. 1 oder § 165 der Straf- 
prozeßordnung oder § 157 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
begründet, so ist Hamburg Gerichtsstand; zuständi- 
ges Amtsgericht ist das Amtsgericht Hamburg. 

§ 13 

unverändert 
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§ 14 

Falls im Bereich des deutschen Festlandsockels 
bereits staatliche Aufsuchungs- und Gewinnungs- 
rechte entstanden sind, werden sie durch dieses 
Gesetz nur vorläufig eingeschränkt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Es tritt mit dem Inkrafttreten 
eines Gesetzes über die endgültige Regelung der 
Rechte am Festlandsockel außer Kraft. 


Beschlüsse deis 6. Ausschusses 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

unverändert 

§ 16 

( 1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Es tritt mit dem Inkrafttreten eines Gesetzes 
über die endgültige Regelung der Rechte am Fest- 
landsockel außer Kraft. 
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